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denk der Notwendigkeit, die Ressourcen bestmöglich zu nut-
zen,

Kenntnis nehmend von der Mitteilung des Generalsekre-
tärs über die Evaluierung der Nutzung zusätzlicher Tagungs-
zeit durch die Menschenrechtsvertragsorgane263, dem wach-
senden Arbeitsvolumen der Vertragsorgane und der steigen-
den Zahl ihrer Ersuchen um mehr Tagungszeit,

1. dankt dem Ausschuss gegen Folter für die bisheri-
gen Anstrengungen, seine Arbeitsmethoden effizienter zu ge-
stalten, darunter im Hinblick auf die weitere Harmonisierung
der Arbeitsmethoden der Vertragsorgane, und ermutigt ihn,
seine Aktivitäten in dieser Hinsicht fortzusetzen;

2. beschließt, den Ausschuss zu ermächtigen, vor-
übergehend ab Mai 2011 bis Ende November 2012 in jeder
Tagungsperiode eine zusätzliche Sitzungswoche abzuhalten,
um den Rückstand bei der Prüfung der Berichte von Vertrags-
staaten und der Mitteilungen von Einzelpersonen abzubauen;

3. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer sechsundsechzigsten Tagung konkrete
und jeweils spezifische Vorschläge zu den Menschenrechts-
vertragsorganen, einschließlich des Ausschusses gegen Fol-
ter, vorzulegen, die auf der Arbeit des Generalsekretärs ge-
mäß Resolution 9/8 des Menschenrechtsrats vom 24. Septem-
ber 2008264 und der diesbezüglichen Arbeit der Vertragsorga-
ne aufbauen und die die Wirksamkeit dieser Organe verbes-
sern und mögliche Effizienzsteigerungen im Hinblick auf ihre
Arbeitsmethoden und ihren Mittelbedarf aufzeigen sollen, um
ihr Arbeitsvolumen besser zu bewältigen, wobei die Haus-
haltszwänge und die unterschiedliche Belastung der einzel-
nen Vertragsorgane zu berücksichtigen sind.

RESOLUTION 65/205

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 21. Dezember 2010
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/65/456/Add.1, Ziff. 17)265.

65/205. Folter und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe

Die Generalversammlung,

erneut erklärend, dass niemand der Folter oder anderer
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe unterworfen werden darf,

unter Hinweis darauf, dass die Freiheit von Folter und
anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe ein Recht ist, das nicht außer Kraft ge-
setzt werden darf und unter allen Umständen geschützt wer-
den muss, auch in Zeiten internationaler oder innerer bewaff-
neter Konflikte oder Unruhen oder eines sonstigen öffentli-
chen Notstands, dass das absolute Verbot der Folter und ande-
rer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe in den einschlägigen internationalen Über-
einkünften bekräftigt wird und dass Rechts- und Verfahrens-
garantien gegen diese Handlungen keinen Maßnahmen unter-
liegen dürfen, die dieses Recht untergraben,

sowie unter Hinweis darauf, dass das Verbot der Folter
eine zwingende Norm des Völkerrechts ist und dass interna-
tionale, regionale und innerstaatliche Gerichte die Auffas-
sung vertreten haben, dass das Verbot grausamer, unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe eine Norm
des Völkergewohnheitsrechts ist,

ferner unter Hinweis auf die Definition der Folter in Ar-
tikel 1 des Übereinkommens gegen Folter und andere grausa-
me, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe266, unbeschadet aller internationalen Übereinkünfte
oder innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die weitergehende
Bestimmungen enthalten oder enthalten können,

nachdrücklich darauf hinweisend, wie wichtig es ist,
dass die Staaten ihre Verpflichtungen in Bezug auf Folter und
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe ordnungsgemäß auslegen und erfüllen und
sich streng an die Definition der Folter in Artikel 1 des Über-
einkommens halten,

feststellend, dass nach den Genfer Abkommen von
1949267 Folter und unmenschliche Behandlung eine schwere
Verletzung sind und dass nach dem Statut des Internationalen
Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für
die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien
begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre Völ-
kerrecht, dem Statut des Internationalen Strafgerichtshofs zur
Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Ho-
heitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im

263 A/65/317.
264 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-third Session,
Supplement No. 53A (A/63/53/Add.1), Kap. I.
265 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Arme-
nien, Aserbaidschan, Australien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Benin,
Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Brasilien,
Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland,
Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien,
Griechenland, Guatemala, Honduras, Irak, Irland, Island, Israel, Italien,
Jordanien, Kanada, Kirgisistan, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litau-
en, Luxemburg, Mali, Malta, Marokko, Mexiko, Mikronesien (Föderier-
te Staaten von), Mongolei, Montenegro, Neuseeland, Nicaragua, Nieder-
lande, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Portugal,
Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden,
Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Timor-Leste, Togo,
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern.

266 United Nations, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1990 II S. 246; LGBl. 1991
Nr. 59; öBGBl. Nr. 492/1987; AS 1987 1307.
267 Ebd., Vol. 75, Nr. 970-973. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 1954 II S. 781; LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl. Nr. 155/1953;
AS 1951 181 207 228 300.
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Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord
und andere derartige Verstöße verantwortlich sind, und nach
dem Römischen Statut des Internationalen Strafgerichts-
hofs268 Folterhandlungen Verbrechen gegen die Menschlich-
keit darstellen können und, wenn sie in einem bewaffneten
Konflikt begangen werden, Kriegsverbrechen darstellen,

hervorhebend, dass das möglichst baldige Inkrafttreten
des Internationalen Übereinkommens zum Schutz aller Perso-
nen vor dem Verschwindenlassen269 und seine Durchführung
einen wesentlichen Beitrag zur Verhütung und zum Verbot
von Folter leisten werden, namentlich durch das Verbot ge-
heimer Haftorte, und allen Staaten, die das Übereinkommen
noch nicht unterzeichnet oder ratifiziert haben oder ihm noch
nicht beigetreten sind, nahelegend, dies zu erwägen,

in Würdigung der beharrlichen Anstrengungen zur Ver-
hütung und Bekämpfung der Folter und zur Linderung der
Leiden der Opfer der Folter, die von Organisationen der Zivil-
gesellschaft, einschließlich nichtstaatlicher Organisationen,
nationaler Menschenrechtsinstitutionen und des umfassenden
Netzwerks von Zentren für die Rehabilitation von Opfern der
Folter, unternommen werden,

1. verurteilt jede Form der Folter und anderer grausa-
mer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe, einschließlich durch Einschüchterung, die zu jeder
Zeit und an jedem Ort verboten ist und verboten bleibt und
daher niemals gerechtfertigt sein kann, und fordert alle Staa-
ten auf, das absolute Verbot der Folter und anderer grausa-
mer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe, das nicht außer Kraft gesetzt werden darf, uneinge-
schränkt anzuwenden;

2. hebt hervor, dass die Staaten beharrliche, entschlos-
sene und wirksame Maßnahmen ergreifen müssen, um alle
Folterungen und anderen grausamen, unmenschlichen oder er-
niedrigenden Behandlungen oder Strafen zu verhüten und zu
bekämpfen, betont, dass alle Folterungen nach dem innerstaat-
lichen Strafrecht als Straftaten umschrieben werden müssen,
und legt den Staaten nahe, nach dem innerstaatlichen Recht
Handlungen zu verbieten, die eine grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe darstellen;

3. begrüßt die Schaffung nationaler Mechanismen
zur Verhütung von Folter und anderer grausamer, unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, legt allen
Staaten, die dies noch nicht getan haben, nahe, solche Mecha-
nismen zu schaffen, und fordert die Vertragsstaaten des Fa-
kultativprotokolls zum Übereinkommen gegen Folter und an-
dere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe270 auf, ihrer Verpflichtung zur Bezeichnung

oder Schaffung wirklich unabhängiger und wirksamer natio-
naler Mechanismen zur Verhütung von Folter und anderer
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe nachzukommen;

4. hebt hervor, wie wichtig es ist, dass die Staaten
den Empfehlungen und Schlussfolgerungen der zuständigen
Vertragsorgane und Mechanismen, namentlich des Ausschus-
ses gegen Folter, des Unterausschusses zur Verhütung von
Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedri-
gender Behandlung oder Strafe und des Sonderberichterstat-
ters des Menschenrechtsrats über Folter und andere grausa-
me, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe, mit angemessenen Folgemaßnahmen entsprechen;

5. verurteilt alle von Staaten oder Angehörigen des
öffentlichen Dienstes unternommenen Maßnahmen oder Ver-
suche, Folter und andere grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung oder Strafe zu legalisieren, zu ge-
nehmigen oder zuzulassen, gleichviel unter welchen Umstän-
den, einschließlich aus Gründen der nationalen Sicherheit
oder aufgrund gerichtlicher Entscheidungen;

6. betont, dass eine unabhängige, zuständige nationa-
le Behörde alle Anschuldigungen betreffend Folter oder an-
dere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe sowie alle Fälle, in denen ein hinreichender
Grund für die Annahme besteht, dass eine solche Handlung
begangen wurde, umgehend, wirksam und unparteiisch unter-
suchen muss und dass diejenigen, die zu solchen Handlungen
ermutigen, diese befehlen, dulden oder verüben, einschließ-
lich der für den Ort der Freiheitsentziehung, an dem die ver-
botene Handlung nachweislich stattfand, verantwortlichen
Amtsträger, zur Verantwortung gezogen, vor Gericht gestellt
und in einer der Schwere der Straftat angemessenen Weise
bestraft werden müssen;

7. verweist in dieser Hinsicht auf die Grundsätze für
die wirksame Untersuchung und Dokumentation von Folter
und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe (Grundsätze von Istanbul)271, die ein
nützliches Instrument bei den Bemühungen zur Verhütung
und Bekämpfung der Folter sind, sowie auf den aktualisierten
Grundsatzkatalog für den Schutz und die Förderung der Men-
schenrechte durch die Bekämpfung der Straflosigkeit272;

8. fordert alle Staaten auf, wirksame Maßnahmen zur
Verhütung von Folter und anderer grausamer, unmenschli-
cher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe durchzufüh-
ren, insbesondere an Haftorten und anderen Orten der Frei-
heitsentziehung, einschließlich der Unterweisung und Ausbil-
dung des Personals, das mit dem Gewahrsam, der Verneh-
mung oder der Behandlung einer Person befasst werden kann,
die der Festnahme, der Haft, dem Strafvollzug oder einer an-
deren Form der Freiheitsentziehung unterworfen ist;

9. legt den Staaten eindringlich nahe, als wichtiges
Element der Verhütung und Bekämpfung von Folter und an-

268 Ebd., Vol. 2187, Nr. 38544. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 2000 II S. 1394; LGBl. 2002 Nr. 90; öBGBl. III Nr. 180/2002;
AS 2002 3743.
269 Resolution 61/177, Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassung:
dBGBl. 2009 II S. 932.
270 United Nations, Treaty Series, Vol. 2375, Nr. 24841. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2008 II S. 854; LGBl. 2007
Nr. 260; AS 2009 5449.

271 Resolution 55/89, Anlage.
272 Siehe E/CN.4/2005/102/Add.1.
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derer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe sicherzustellen, dass Behörden oder
Amtsträger keine Sanktionen oder anderen Benachteiligun-
gen gegenüber Personen oder Organisationen anordnen, an-
wenden, zulassen oder dulden, die mit einem auf dem Gebiet
der Verhütung und Bekämpfung von Folter und anderer grau-
samer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe tätigen nationalen oder internationalen Überwachungs-
oder Präventionsorgan in Kontakt standen;

10. fordert alle Staaten auf, im Kampf gegen Folter
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung oder Strafe einen geschlechtersensiblen Ansatz zu
verfolgen und dabei besonderes Augenmerk auf die ge-
schlechtsspezifische Gewalt zu richten;

11. fordert die Staaten auf, eingedenk des Überein-
kommens über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen273 dafür Sorge zu tragen, dass die Rechte von Menschen
mit Behinderungen voll in die Präventions- und Schutzmaß-
nahmen gegen Folter integriert werden, und begrüßt die dies-
bezüglichen Anstrengungen des Sonderberichterstatters;

12. legt allen Staaten nahe, sicherzustellen, dass Per-
sonen, die wegen Folter oder anderer grausamer, unmenschli-
cher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe verurteilt
wurden, in der Folge nicht mit dem Gewahrsam, der Verneh-
mung oder der Behandlung einer Person befasst werden, die
der Festnahme, der Haft, dem Strafvollzug oder einer anderen
Form der Freiheitsentziehung unterworfen ist, und dass Per-
sonen, die der Folter oder anderer grausamer, unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe angeklagt wur-
den, während des Zeitraums, in dem die Klage anhängig ist,
nicht mit dem Gewahrsam, der Vernehmung oder der Be-
handlung einer Person befasst werden, die der Festnahme, der
Haft, dem Strafvollzug oder einer anderen Form der Frei-
heitsentziehung unterworfen ist;

13. betont, dass Folterhandlungen in bewaffneten
Konflikten schwere Verstöße gegen das humanitäre Völker-
recht sind und in dieser Hinsicht Kriegsverbrechen darstellen,
dass Folterhandlungen Verbrechen gegen die Menschlichkeit
darstellen können und dass alle, die Folterhandlungen bege-
hen, strafrechtlich verfolgt und bestraft werden müssen;

14. fordert die Staaten mit allem Nachdruck auf, dafür
Sorge zu tragen, dass Aussagen, die nachweislich durch Fol-
ter herbeigeführt worden sind, nicht als Beweis in einem Ver-
fahren verwendet werden, es sei denn gegen eine der Folter
angeklagte Person als Beweis dafür, dass die Aussage ge-
macht wurde, fordert die Staaten auf, zu erwägen, dieses Ver-
bot auf Aussagen auszudehnen, die durch grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe her-
beigeführt wurden, und erkennt an, dass eine angemessene
Bestätigung von Aussagen, einschließlich Geständnissen, die
als Beweis in einem Verfahren verwendet werden, eine der
Garantien für die Verhütung von Folter und anderer grausa-

mer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe darstellt;

15. betont, dass die Staaten Personal nicht bestrafen
dürfen, wenn es sich weigert, auf Befehl Handlungen zu be-
gehen oder zu verheimlichen, die Folter oder einer anderen
grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung
oder Strafe gleichkommen;

16. fordert die Staaten nachdrücklich auf, eine Person
nicht in einen anderen Staat auszuweisen, abzuschieben, an
ihn auszuliefern oder in anderer Weise an ihn zu überstellen,
wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass sie
dort Gefahr liefe, gefoltert zu werden, und erkennt an, dass et-
waige diplomatische Zusicherungen die Staaten nicht von ih-
ren Verpflichtungen nach den internationalen Menschen-
rechtsnormen, dem humanitären Völkerrecht und dem
Flüchtlingsvölkerrecht, insbesondere dem Grundsatz der
Nichtzurückweisung, entbinden;

17. erinnert daran, dass die zuständigen Behörden bei
der Feststellung, ob solche Gründe vorliegen, alle maßgebli-
chen Erwägungen zu berücksichtigen haben, einschließlich
des Umstands, dass in dem betreffenden Staat eine ständige
Praxis grober, offenkundiger oder massenhafter Verletzungen
der Menschenrechte herrscht;

18. fordert die Vertragsstaaten des Übereinkommens
gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung oder Strafe266 auf, ihrer Verpflich-
tung gemäß diejenigen, die mutmaßlich Folterhandlungen be-
gangen haben, einer strafrechtlichen Verfolgung zuzuführen
oder auszuliefern, und legt den anderen Staaten nahe, dies
ebenfalls zu tun, eingedenk der Notwendigkeit, die Straflo-
sigkeit zu bekämpfen;

19. hebt hervor, dass innerstaatliche Rechtsordnungen
gewährleisten müssen, dass die Opfer von Folter oder anderer
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe Wiedergutmachung, eine gerechte und angemes-
sene Entschädigung sowie eine geeignete soziale, psycholo-
gische, medizinische und anderweitige einschlägige speziali-
sierte Rehabilitation erhalten, und fordert die Staaten nach-
drücklich auf, Rehabilitationszentren oder -einrichtungen zu
schaffen, zu unterhalten, zu fördern oder zu unterstützen, in
denen Opfer von Folter eine derartige Behandlung erhalten
können und in denen wirksame Maßnahmen zur Gewährleis-
tung der Sicherheit ihrer Mitarbeiter und Patienten ergriffen
werden;

20. verweist auf ihre Resolution 43/173 vom 9. De-
zember 1988 über den Grundsatzkatalog für den Schutz aller
irgendeiner Form von Haft oder Strafgefangenschaft unter-
worfenen Personen und unterstreicht in diesem Zusammen-
hang, dass Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe wirksam verhütet wer-
den können, wenn gewährleistet ist, dass jede festgenommene
oder inhaftierte Person unverzüglich einem Richter oder ei-
nem anderen unabhängigen Justizbeamten vorgeführt wird,
und wenn ihr unverzüglich und regelmäßig medizinische Be-
treuung und der Beistand eines Verteidigers gewährt sowie
Besuche durch Familienangehörige und unabhängige Über-
wachungsmechanismen gestattet werden;

273 Resolution 61/106, Anlage I. Amtliche deutschsprachige Fassungen:
dBGBl. 2008 II S. 1419; öBGBl. III Nr. 155/2008.
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21. erinnert alle Staaten daran, dass lange Isolations-
haft oder Haft an geheimen Orten das Begehen von Folter und
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lungen oder Strafen erleichtern und an sich schon eine derar-
tige Behandlung darstellen kann, und fordert alle Staaten
nachdrücklich auf, die Garantien zum Schutz der Freiheit, der
Sicherheit und der Würde der Person zu achten und sicherzu-
stellen, dass geheime Haft- und Vernehmungsorte abge-
schafft werden;

22. betont, dass die Haftbedingungen so beschaffen
sein müssen, dass die Würde und die Menschenrechte der In-
haftierten geachtet werden, hebt hervor, wie wichtig es ist,
dies bei den Bemühungen zur Förderung der Achtung und des
Schutzes der Rechte von Inhaftierten zu berücksichtigen, und
nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von den Besorgnissen über
die Einzelhaft;

23. fordert alle Staaten auf, geeignete und wirksame
gesetzgeberische, administrative, justizielle und andere Maß-
nahmen zu ergreifen, um die Herstellung, die Ausfuhr und
den Einsatz von Gerät, das speziell dazu bestimmt ist, Folter
oder eine andere grausame, unmenschliche oder erniedrigen-
de Behandlung oder Strafe zuzufügen, sowie den Handel da-
mit zu verhüten und zu verbieten;

24. fordert alle Staaten, die noch nicht Vertragspartei-
en des Übereinkommens geworden sind, nachdrücklich auf,
dies mit Vorrang zu tun, und fordert die Vertragsstaaten auf,
die Unterzeichnung und Ratifikation des Fakultativprotokolls
zu dem Übereinkommen rasch in Erwägung zu ziehen;

25. fordert alle Vertragsstaaten des Übereinkommens,
die die in den Artikeln 21 und 22 vorgesehenen Erklärungen
betreffend Mitteilungen zwischen Staaten und Mitteilungen
von Einzelpersonen noch nicht abgegeben haben, nachdrück-
lich auf, dies zu tun, die Möglichkeit der Rücknahme ihrer
Vorbehalte zu Artikel 20 zu erwägen und dem Generalsekre-
tär ihre Annahme der Änderungen der Artikel 17 und 18 zu
notifizieren, mit dem Ziel, die Wirksamkeit des Ausschusses
möglichst rasch zu verbessern;

26. fordert die Vertragsstaaten nachdrücklich auf, ih-
ren Verpflichtungen aus dem Übereinkommen genauestens
nachzukommen und angesichts der hohen Anzahl der nicht
rechtzeitig vorgelegten Berichte namentlich ihre Verpflich-
tung zu erfüllen, Berichte im Einklang mit Artikel 19 des
Übereinkommens vorzulegen, und bittet die Vertragsstaaten,
in ihre Berichte an den Ausschuss eine geschlechtsspezifische
Perspektive sowie Informationen betreffend Kinder und Ju-
gendliche und Menschen mit Behinderungen aufzunehmen;

27. begrüßt die Arbeit des Ausschusses und seinen ge-
mäß Artikel 24 des Übereinkommens vorgelegten Bericht274,
empfiehlt dem Ausschuss, darin auch künftig Informationen
über die Folgemaßnahmen der Staaten zu seinen Empfehlun-
gen aufzunehmen, und unterstützt den Ausschuss in seiner

Absicht, die Wirksamkeit seiner Arbeitsmethoden weiter zu
verbessern;

28. bittet die Vorsitzenden des Ausschusses und des
Unterausschusses, der Generalversammlung auf ihrer sechs-
undsechzigsten Tagung unter dem Unterpunkt „Umsetzung
der internationalen Menschenrechtsübereinkünfte“ mündlich
über die Arbeit der Ausschüsse Bericht zu erstatten und in ei-
nen interaktiven Dialog mit ihr einzutreten;

29. fordert die Hohe Kommissarin der Vereinten Na-
tionen für Menschenrechte auf, im Einklang mit ihrem in der
Resolution 48/141 der Generalversammlung vom 20. Dezem-
ber 1993 festgelegten Mandat auch weiterhin auf Antrag der
Staaten Beratende Dienste für die Verhütung von Folter und
anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe, namentlich im Hinblick auf die Erstel-
lung der Staatenberichte an den Ausschuss und die Einrichtung
und Tätigkeit nationaler Präventionsmechanismen, sowie
technische Hilfe bei der Ausarbeitung, Herstellung und Ver-
breitung von Lehrmaterial für diesen Zweck bereitzustellen;

30. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Zwi-
schenbericht des Sonderberichterstatters275 und legt dem Son-
derberichterstatter nahe, in seine Empfehlungen auch weiter-
hin Vorschläge zur Verhütung und Untersuchung von Folter
und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe, namentlich ihrer geschlechtsspezifi-
schen Ausprägungen, aufzunehmen;

31. ersucht den Sonderberichterstatter, auch künftig
zu erwägen, in seinen Bericht Informationen über die Folge-
maßnahmen der Staaten zu seinen Empfehlungen, Besuchen
und Mitteilungen, namentlich über die erzielten Fortschritte
und die aufgetretenen Probleme, sowie über andere offizielle
Kontakte aufzunehmen;

32. fordert alle Staaten auf, mit dem Sonderberichter-
statter bei der Wahrnehmung seiner Aufgabe zusammenzuar-
beiten und ihm in dieser Hinsicht behilflich zu sein, alle von
ihm erbetenen notwendigen Informationen bereitzustellen,
uneingeschränkt und rasch auf seine dringenden Appelle zu
reagieren und diesen nachzukommen, die positive Beantwor-
tung der Ersuchen des Sonderberichterstatters, ihnen einen
Besuch abzustatten, ernsthaft zu erwägen und mit ihm in ei-
nen konstruktiven Dialog über die von ihm beantragten Besu-
che und die Folgemaßnahmen zu seinen Empfehlungen ein-
zutreten;

33. betont die Notwendigkeit, dass der Ausschuss, der
Unterausschuss, der Sonderberichterstatter und die anderen
zuständigen Mechanismen und Organe der Vereinten Natio-
nen auch weiterhin regelmäßig ihre Auffassungen austau-
schen und dass die Zusammenarbeit mit den zuständigen Pro-
grammen der Vereinten Nationen, namentlich dem Pro-
gramm der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung
und Strafrechtspflege, mit den Regionalorganisationen bezie-
hungsweise Regionalmechanismen und mit den Organisatio-
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nen der Zivilgesellschaft, einschließlich der nichtstaatlichen
Organisationen, fortgeführt wird, mit dem Ziel, ihre Wirk-
samkeit und Zusammenarbeit in Fragen im Zusammenhang
mit der Verhütung und Abschaffung der Folter unter anderem
durch eine bessere Koordinierung weiter zu verbessern;

34. erkennt an, dass weltweit ein Bedarf an internatio-
naler Hilfe für Opfer der Folter besteht, betont, wie wichtig
die Arbeit des Treuhänderausschusses für den Freiwilligen
Fonds der Vereinten Nationen für Opfer der Folter ist, appel-
liert an alle Staaten und Organisationen, jährliche Beiträge an
den Fonds zu leisten und diese nach Möglichkeit beträchtlich
zu erhöhen, und ermutigt zu Beiträgen an den im Rahmen des
Fakultativprotokolls eingerichteten Sonderfonds, aus dem die
Umsetzung der Empfehlungen des Unterausschusses sowie
die Schulungsprogramme der nationalen Präventionsmecha-
nismen mitfinanziert werden sollen;

35. ersucht den Generalsekretär, die Appelle der Ge-
neralversammlung, Beiträge an die Fonds zu leisten, auch
künftig an alle Staaten zu übermitteln und die Fonds jährlich
in die Programme aufzunehmen, für die auf der Beitragsan-
kündigungskonferenz der Vereinten Nationen für Entwick-
lungsaktivitäten Mittel angekündigt werden;

36. ersucht den Generalsekretär außerdem, dem Men-
schenrechtsrat sowie der Generalversammlung auf ihrer
sechsundsechzigsten Tagung einen Bericht über die Tätigkeit
der Fonds vorzulegen;

37. ersucht den Generalsekretär ferner, im Einklang
mit der nachdrücklichen Unterstützung, die die Mitgliedstaa-
ten für die Verhütung und Bekämpfung der Folter und die Ge-
währung von Hilfe an die Opfer der Folter bekundet haben,
dafür zu sorgen, dass die Organe und Mechanismen, die an
der Verhütung und Bekämpfung der Folter und an der Ge-
währung von Hilfe für die Opfer der Folter oder anderer grau-
samer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe mitwirken, insbesondere der Ausschuss, der Unteraus-
schuss und der Sonderberichterstatter, im Rahmen des Ge-
samthaushalts der Vereinten Nationen über ausreichendes
Personal und ausreichende Einrichtungen verfügen, damit sie
in der Lage sind, ihr jeweiliges Mandat umfassend, beständig
und wirksam und unter voller Berücksichtigung des spezifi-
schen Charakters ihres Mandats wahrzunehmen;

38. fordert alle Staaten, das Amt des Hohen Kommis-
sars der Vereinten Nationen für Menschenrechte und die an-
deren Organe und Organisationen der Vereinten Nationen so-
wie die zuständigen zwischenstaatlichen Organisationen und
Organisationen der Zivilgesellschaft, einschließlich der nicht-
staatlichen Organisationen, auf, am 26. Juni den Internationa-
len Tag der Vereinten Nationen zur Unterstützung der Opfer
der Folter zu begehen;

39. beschließt, die Berichte des Generalsekretärs, ein-
schließlich des Berichts über den Freiwilligen Fonds der Ver-
einten Nationen für Opfer der Folter und den im Rahmen des
Fakultativprotokolls eingerichteten Sonderfonds, den Bericht
des Ausschusses gegen Folter und den Zwischenbericht des
Sonderberichterstatters über Folter und andere grausame, un-

menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe auf
ihrer sechsundsechzigsten Tagung zu behandeln.

RESOLUTION 65/206

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 21. Dezember 2010,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 109 Stimmen bei
41 Gegenstimmen und 35 Enthaltungen, auf Empfehlung des
Ausschusses (A/65/456/Add.2 (Part II), Ziff. 135)276:

Dafür: Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Argentinien, Ar-
menien, Aserbaidschan, Australien, Belgien, Bhutan, Bolivien
(Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bul-
garien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Dänemark,
Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige ju-
goslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finn-
land, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Griechenland, Gua-
temala, Guinea-Bissau, Haiti, Honduras, Irland, Island, Israel, Ita-
lien, Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kirgisistan,
Kiribati, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Madagaskar, Malediven, Mali, Malta, Mar-
shallinseln, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Mona-
co, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Namibia, Nauru, Nepal,
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich,
Palau, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal,
Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation,
Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Schweden,
Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri
Lanka, Südafrika, Tadschikistan, Timor-Leste, Togo, Tschechi-
sche Republik, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Repu-
blik), Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Zypern. 

Dagegen: Afghanistan, Ägypten, Antigua und Barbuda, Ara-
bische Republik Syrien, Äthiopien, Bahamas, Bangladesch, Bar-
bados, Belize, Botsuana, Brunei Darussalam, China, Demokrati-
sche Volksrepublik Korea, Grenada, Guyana, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Japan, Jemen, Katar,
Kuwait, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Myanmar,
Pakistan, Papua-Neuguinea, Saudi-Arabien, Simbabwe, Singa-
pur, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Sudan, Swasiland, Tonga, Trinidad und Tobago, Uganda, Verei-
nigte Staaten von Amerika. 

276 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Argenti-
nien, Armenien, Australien, Belgien, Benin, Bolivien (Plurinationaler
Staat), Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burundi, Costa
Rica, Côte d’Ivoire, Chile, Dänemark, Deutschland, Dominikanische
Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Griechen-
land, Guinea-Bissau, Haiti, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien,
Kambodscha, Kap Verde, Kirgisistan, Kolumbien, Kongo, Kroatien,
Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Mali, Malta,
Marshallinseln, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Mona-
co, Montenegro, Mosambik, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nor-
wegen, Österreich, Palau, Panama, Paraguay, Philippinen, Polen, Portu-
gal, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, San
Marino, São Tomé und Príncipe, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowa-
kei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Timor-Leste, Tschechische Repu-
blik, Türkei, Tuvalu, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland und Zypern.




